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Seit zwei Tagen schwirren sonderbare Gerüchte herum, die von nicht weniger, 
als von einer «Palastrevolution» handeln; man wolle den Kaiser wegen seiner 
freisinnigen Richtung zum Abdiciren bewegen; Erzherzog Albrecht stehe an der 
Spitze der revoltirenden Camarilla etc. Man bringt diese Bemühungen mit dem 
Ehrengesetz in Verbindung, das dieser Tage im Herrenhause zur Verhandlung 
kommen soll, bei welcher Gelegenheit die Erzbischöffe eine grossartige (bis jezt 
noch nicht näher characterisirte) Demonstration zu machen beabsichtigen sollen. 
Diese Gerüchte, die, wie mir versichert wird, jeder thatsächlichen Grundlage ent­
behren (mit Ausnahme jener der erzbischöfflichen Demonstrationen), sind in 
sofern sehr beachtenswerth, als sie beweisen, wie sehr noch die Bevölkerung 
einen unglüklichen Einfluss von Seite der ultramontanen Parthei auf das junge 
Verfassungsleben befürchtet.
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E 2300 Washington 5

Le Consul général de Suisse à Washington, J. Hitz, au Conseil fédéral 

R Washington, 10. März 1868

Im Laufe der gegenwärtigen Sitzung des Congresses hat Herr Wilson, Senator 
von Massachusetts, den hier mitfolgenden Antrag gestellt. Es geht daraus hervor, 
dass man hier auch anfängt sich umzusehen, wie die Vertretung im Auslande und 
vorzüglich die diplomatische mit geringerm Kostenaufwand bestellt werden 
könne. Der Antrag des Hr. Wilson lautet u.a. dahin, dass für die Schweiz kein 
Ministerresident ernannt werden solle, sondern dass der nach Österreich bevoll­
mächtigte Minister auch für die Schweiz akreditirt werde. Nach Bern käme 
sonach blos ein Legationssekretär desselben mit einem Gehalt von $ 1500 per 
Jahr; derselbe würde hingegen berechtigt sein das Exequatur eines Generalkon­
suls zu beanspruchen, so wie den Titel Chargé d’Affaires zu führen, dürfte jedoch 
nicht direkt mit dem Staatsdepartement correspondiren, sondern nur durch die 
Vermittlung des bevollmächtigten Ministers in Wien. Die Schweiz käme somit in 
die gleiche Catégorie mit Portugal, Griechenland, Dänemark, Niederlande, 
Ecuador & Bolivia zu stehen. Ob nun eine derartige Änderung der Repräsenta­
tion der Vereinigten Staaten bei der Schweiz der leztern ebenso vortheilhaft sein 
wird oder durch die Sympathie, welcher ein amerikanischer Minister für die 
Schweiz haben sollte, bei der österreichischen Regierung dieselbe zum Vortheil 
der Schwesterrepublik merken lassen würde, ist zu erwägen! Die Grundidee des 
Herrn Senator Wilson scheint derjenigen der schweizerischen Räthe gleich zu 
kommen, nämlich eine möglichst billige Landesvertretung zu erzielen, aber zwar 
auf eine Weise, welche derselben alle Vortheile einer Diplomatischen zusichern 
solle. Es ist dieses natürlich nur ein gestellter Antrag, der vorläufig im Comité be­
sprochen und wahrscheinlich erst in der nächsten Sitzung zur Verhandlung reif 
sein wird; und ist anzunehmen, dass während diesem Jahre keine Änderung statt-
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findet. Inzwischen erlaubt sich der Unterzeichnete, um Instruktionen anzufragen, 
wie er sich in dieser Sache zu verhalten habe, ob stillschweigend für den bisherigen 
Status, oder für die angeregte Änderung?1

1. Réponse du Conseil fédéral du 30 mars 1868: «... laden wir Sie ein, bei vorkommenden Gele­
genheiten, — ohne indess solche zu suchen — sich in dem Sinne aussprechen zu wollen, dass die 
Schweiz. Bundesregierung eine Änderung des bisherigen Verhältnisses in der diplomatischen 
Vertretung der Vereinigten Staaten nur ungerne sehen würde.» E 1001 (E) q 1/78.

127
E 2200 Vienne 1 /49

Le Président de la Confédération, J. Dubs, 
au Chargé d'Affaires de Suisse à Vienne, J.J. von Tschudi

L Bern, 12. März 1868

Indem ich Ihnen den Empfang Ihrer verehrlichen Schreiben vom 3. u. 8. M ärz1 
bescheinige, fühle ich mich vor Allem aus bewogen, Ihnen die volle Befriedigung 
auszusprechen über die von Baron Beust bezüglich der Behandlung der hängigen 
Fragen abgegebenen Erklärungen. Es sind uns dieselben ein Beweis hoher Ein­
sicht und ernstlichen Willens, durch Beseitigung aller Streitigkeiten die Bahn für 
Entwiklung dauernd freundschaftlicher Beziehungen zwischen der Schweiz und 
Österreich zu ebnen. Die Österreich. Regierung darf versichert sein, dass sie auf 
dieser Bahn stets dem aufrichtigsten Entgegenkommen der Schweiz. Behörden 
begegnen wird.

Was die Verbindungsstrassen zwischen Graubünden und dem Tyrol anbetrifft, 
so ist es ganz sicher, dass dieselben längere Zeit vom Tyrol aus Glaubensformalis­
mus mit ungünstigen Augen angesehen worden sind. Gegenwärtig scheint sich 
aber wenigstens in den nächsten betheiligten Gegenden die Stimmung stark geän­
dert zu haben.

Seit der Einführung der Brennerbahn ist nemlich die Inn-Etschthalstrasse ver­
ödet, es haben jene Gegenden den frühem  lebhaften Verkehr zum grössten Theil 
verloren und es wird die Österreich. Regierung lebhaften Dank von Seiten jener 
Bevölkerungen ernten, wenn sie ihnen zum Ersaz wenigstens Verbindungen mit 
dem Engadin und Münsterthal eröffnet.

In der Rheinkorrektionssache wollen wir Herrn Passetti durchaus weder unge­
bührlich drängen, noch auf die Seite gesezt wissen. Es ist Ihnen aber selbst persön­
lich bekannt, dass wir in der Rheinfrage hauptsächlich die Vorarlbergischen 
Industriellen zu Gegnern haben. Nachdem man diesen bezüglich des Veredlungs­
verkehrs Rechnung getragen, dürften sie wohl auch ihrerseits die Opposition 
gegen die Rheinkorrektion aufgeben. Diess ist oben der Punkt, wo die beiden Fra-

1. Non retrouvés.
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